
durch staatliche Maßnahmen der Wohnraumlenkung 
oder aus zwingenden gesundheitlichen Gründen bzw. 
zur Sicherstellung einer ansonsten nicht gewährleiste­
ten Versorgung eines hilfsbedürftigen Bürgers erforder­
lich ist. Deshalb kann zum Kriterium einer freiwilli­
gen Aufgabe des Wohnrechts bzw. einer Behinderung 
an der Ausübung des Rechts auch nicht genommen wer­
den, ob die Umstände die Wohnsitzverlegung, eine 
Krankenhauseinweisung oder dergleichen mit oder ohne 
einen entsprechenden Antrag des Wohnberechtigten er­
zwangen. Ein Antrag auf Aufnahme in ein Kranken­
haus oder in ein Pflegeheim führt deshalb nicht ohne 
weiteres zur Annahme einer freiwilligen und ersatz­
losen Aufgabe des Wohnrechts.
Dabei ist zu beachten, daß die in vielfältigen sozial­
politischen Maßnahmen zum Ausdruck kommende 
Sorge des sozialistischen Staates für betagte Bürger auf 
die Schaffung bestmöglicher Lebensbedingungen für 
diesen Personenkreis gerichtet ist. Es besteht deshalb 
keine Notwendigkeit, die Gründe, aus denen jemand 
ein weiterbestehendes Wohnrecht nicht mehr unmittel­
bar ausübt, auf Fälle des unmittelbaren Zwangs zum 
Auszug einzuengen. Dem gleichzustellen sind die Fälle, 
in denen betagten Bürgern durch einen anderen geeig­
neteren Aufenthalt eine bessere Versorgung und Be­
treuung und damit ein sorgenfreier Lebensabend er­
möglicht werden kann. Das gilt um so mehr, als — wie 
dargelegt — der jeweilige Grundstückseigentümer kei­
nen Anspruch darauf hat, vor dem Ableben des Wohn­
berechtigten von der ausbedungenen Leistung freige­
stellt zu werden. In solchen Fällen steht dem Wohnbe­
rechtigten mithin als Zuschuß zu seinem Lebensunter­
halt bzw. zur Abdeckung anderweitiger Kosten der Un­
terbringung im Haushalt von Verwandten oder ande­
ren Betreuungspersonen der Mietwert des Wohnrechts 
gemäß § 812 BGB zu.
Im vorliegenden Fall treffen jedoch unabhängig von den 
vorstehenden Erörterungen die bereits in der bisheri­
gen Rechtsprechung entwickelten Grundsätze unmittel­
bar zu:
Aus dem Brief der Verklagten an die Klägerin vom
11. Dezember 1965 ergibt sich eindeutig die Notwendig­
keit einer Betreuung der Wohnberechtigten außerhalb 
ihrer bisherigen Häuslichkeit. Die Verklagten schildern 
hier überzeugend, wie die damals 82jährige Wohnbe- 
rechtigte in der vorangegangenen Woche zunächst An­
träge auf Aufnahme in ein Altersheim stellte, dann aber 
darauf bestand, in ein Krankenhaus eingeliefert zu wer­
den. Die Wohnberechtigte klagte über Schwindelanfälle 
und behauptete, es sei ihr noch nie so schlecht gegan­
gen, sie bedürfe deshalb ständiger ärztlicher Aufsicht. 
Ihre Haltung war weiter dadurch charakterisiert, daß 
sie wiederholt Suizidabsichten äußerte. Die Verklagten 
hielten den Gefahrenzustand für so akut, daß sie — wie 
sie in ihrem Brief schildern — abends die Gaszufuhr 
absperrten und die Wohnberechtigte nicht ohne Auf­
sicht ließen.
Unter diesen Voraussetzungen ist die Notwendigkeit 
betreuerischer Maßnahmen, die über die Möglichkeiten 
der Verklagten weit hinausgingen, offensichtlich. Un­
abhängig von den subjektiven Fakten bestand mithin 
die zwingende objektive Notwendigkeit, einen im 
neunten Lebensjahrzehnt stehenden Menschen außer­
halb seiner Wohnung angemessen zu betreuen. Von 
einer Freiwilligkeit des Auszugs und einer entschädi­
gungslosen Aufgabe des Wohnrechts kann deshalb auch 
unter diesem Gesichtspunkt keine Rede sein.
Die Verklagten mußten daher der Wohnberechtigten 
den der Höhe nach unbestrittenen Mietwert des Wohn­
rechts erstatten. Dieser Anspruch ist nach dem Tode 
der Berechtigten gemäß § 1922 BGB auf die Klägerin als 
Erbin übergegangen, so daß sie ihn auch mit Erfolg 
geltend machen kann.
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